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Ihre Ansprechperson  
Frau Silke Schlosser 
 
Durchwahl 
Telefon +49 351 564-16204 
Telefax +49 351 564-16209 
 
nkr@smj.justiz.sachsen.de 
 
Ihr Zeichen 
22-H 1120/44/5-2026/28880 
 
Ihre Nachricht vom 
12. Mai 2026 
 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
1030/176/5-NKR 
 
 
Dresden,  
25. Juni 2026 

 

 

 

 
 
Hausanschrift: 
Sªchsisches Staatsministerium 
der Justiz 
HospitalstraÇe 7 
01097 Dresden 
 
www.justiz.sachsen.de/smj 
 
Verkehrsverbindung:   
Zu erreichen mit  
den StraÇenbahnlinien  
3, 6, 7, 8, 11   
 
Parken und behinderten-  
gerechter Zugang ¿ber  
Einfahrt HospitalstraÇe 7 
 
Hinweise zum Datenschutz erhalten 
Sie auf unserer Internetseite. Auf 
Wunsch senden wir Ihnen diese 
Hinweise auch zu. 
 
Per E-Mail kein Zugang f¿r elektronisch 
signierte sowie verschl¿sselte 
elektronische Nachrichten; nªhere 
Informationen zur elektronischen 
Kommunikation mit dem Sªchsischen 
Staatsministerium der Justiz unter 
https://www.justiz.sachsen.de/E-
Kommunikation-SMJ 
 

 

S CHSISCHES STAATSMINISTERIUM DER JUSTIZ 
HospitalstraÇe 7 | 01097 Dresden 
 

Sªchsisches Staatsministerium  
der Finanzen 
poststelle@smf.sachsen.de 
 
 
 
Entwurf des Gesetzes begleitender Regelungen zum Doppelhaushalt 
2027/2028 (Haushaltsbegleitgesetz 2027/2028 ï HBG 2027/2028) 
hier: Stellungnahme des Sªchsischen Normenkontrollrats gemªÇ Ä 6 

Absatz 1 des Sªchsischen Normenkontrollratsgesetzes 
(SªchsNKRG) 

 

 

Der Sªchsische Normenkontrollrat hat den oben genannten Entwurf gepr¿ft. 

 

1. Zusammenfassung 

Haushaltsauswirkungen 

davon Freistaat 

davon Kommunen 

- - - 

 

 

Erf¿llungsaufwand 

B¿rgerinnen und B¿rger 

    jªhrlicher Zeitaufwand 

nicht vollstªndig quantifizierte Be- und 

Entlastungen 

-6.000 Stunden 

Erf¿llungsaufwand Wirtschaft 

 

   jªhrlicher Personalaufwand 

nicht vollstªndig quantifizierte 

Belastungen 

330.000 Euro 

Erf¿llungsaufwand Verwaltung 

davon Freistaat 

 

   jªhrlicher Personalaufwand 

   jªhrlicher Sachaufwand 

   einmaliger Personalaufwand 

   einmaliger Sachaufwand 

 

davon Kommunen 

 

 

nicht vollstªndig quantifizierte Be- und 

Entlastungen 

-220.000 Euro 

-30.000 Euro 

930.000 Euro 

25.000 Euro 

 

nicht vollstªndig quantifizierte 

Entlastungen 
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2. Im Einzelnen 

 

2.1. Regelungsinhalt 

 

Mit dem Regelungsvorhaben will die Sªchsische Staatsregierung unter anderem: 

¶ den Stichprobenumfang bei der Verwendungsnachweispr¿fung bei rein aus 

Landesmitteln finanzierten Zuwendungen von 50% auf 10 bis 20% senken (Artikel 

1), 

¶ den Sch¿lerinnen und Sch¿lern an im Freistaat Sachsen gelegenen Schulen des 

zweiten Bildungsweges den Erwerb des Bildungstickets ermºglichen (Artikel 4), 

¶ den Zeitpunkt des AuÇerkrafttretens des Gesetzes ¿ber das Kommunale Energie- 

und Klimabudget (KomEKG) vom Ablauf des 31. Dezember 2026 auf den Ablauf 

des 31. Dezember 2027 verªndern, damit auch im Jahr 2027 f¿r die Erbringung 

der Verwendungsnachweise durch die Zuweisungsempfangenden und deren 

Pr¿fung durch die LDS und das SMWA eine Rechtsgrundlage besteht (Artikel 5), 

¶ die Ersatzschulfinanzierung ªndern (Artikel 8) 

¶ den ĂStadtentwicklungsfondsñ als revolvierenden Fonds aus dem sªchsischen 

Fºrderfondsgesetz streichen (Artikel 9), 

   jªhrlicher Personalaufwand 

   jªhrlicher Sachaufwand 

   einmaliger Personalaufwand 

   einmaliger Sachaufwand 

-580.000 Euro 

-850.000 Euro 

100.000 Euro 

280.000 Euro 

Weitere Wirkungen Zahlung von Schulgeld in Hºhe von 

ca. 6,1 Mio. Euro jªhrlich f¿r 

B¿rgerinnen und B¿rger 

Der Sªchsische Normenkontrollrat bittet um eine Anpassung der 

Darstellung des Erf¿llungsaufwandes.  

 

Unter dem Gesichtspunkt des B¿rokratieabbaus und der besseren 

Rechtsetzung regt der Sªchsische Normenkontrollrat hinsichtlich der 

Neuregelung des Gesetzes ¿ber Fºrdermitteldatenbanken im Freistaat 

Sachsen (Artikel 7) an, in Zukunft eine LLM-KI f¿r die Erstellung von 

Fºrderrichtlinien einzusetzen. 
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¶ die Ausreichung pauschalierter zweckgebundener Zuweisungen auch in den 

Bereichen Gleichstellung der Geschlechter, Demokratie und Brandschutz 

ermºglichen (Artikel 10), 

¶ das Landeserziehungsgeld ab 2029 abschaffen (Artikel 11 und 12), 

¶ eine Bonuszahlung an bestimmte Kommunen ausreichen, die fr¿hzeitig und 

proaktiv mit ihrer Wªrmeplanung begonnen haben (ĂVorreiter-Kommunenñ) 

(Artikel 14) und 

¶ die Ausbildungszuweisungsverordnung auslaufen lassen und somit den 

Schulgeldszuschuss f¿r bestimmte Bildungsgªnge an Berufsfachschulen 

streichen (Artikel 16), 

¶ eine rechtliche Grundlage zur Verschmelzung der Sachsen-Finanzgruppe auf die 

letztverbleibende Verbundsparkasse schaffen (Artikel 17), 

¶ die auÇerunterrichtliche Ferienbetreuung an 47 Schulen sowie Fºrderzentren mit 

dem Fºrderschwerpunkt geistige Entwicklung und 5 Schulen mit den 

Fºrderschwerpunkten Sehen, Hºren und kºrperlich/motorische Entwicklung, die 

Klassen im Fºrderschwerpunkt geistige Entwicklung f¿hren, regeln (Artikel 18), 

¶ die Digitalagentur Sachsen (DiAS) und das Zentrum f¿r Fachkrªftesicherung und 

Gute Arbeit (ZEFAS) werden in das SMWA eingegliedert (Artikel 20), 

¶ die Verg¿tung von Mehrarbeit f¿r Unterrichtstªtigkeit der Lehrkrªfte anstelle der 

Gewªhrung von Freizeitausgleich bis zum 31. Juli 2029 fortf¿hren (Artikel 21). 

 

2.2. Erf¿llungsaufwand 

 

Das Pr¿fungsrecht des Sªchsischen Normenkontrollrats ergibt sich aus Ä 4 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 SªchsNKRG. 

 

2.2.1. Erf¿llungsaufwand f¿r B¿rgerinnen und B¿rger 

 

Zu Artikel 4 ( nderung des Gesetzes zur Finanzierung des Ausbildungsverkehrs im 

¥ffentlichen Personennahverkehr) 
 

Das Bildungsticket wird k¿nftig auch Sch¿lerinnen und Sch¿lern des zweiten 

Bildungsweges angeboten. Im Rahmen der Antragstellung ist ein Schulnachweis durch 

den Antragsteller elektronisch hochzuladen. Dies f¿hrt zu einem nicht quantifizierten 

jªhrlichen Zeitaufwand. 
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Zu Artikel 11 und 12 ( nderung des Sªchsischen Landeserziehungsgeldgesetzes und 

 nderung des Sªchsischen Gesetzes zur Ausf¿hrung des Sozialgesetzbuches) 
 

Mit dem Wegfall des Landeserziehungsgeldes entfªllt f¿r B¿rgerinnen und B¿rger die 

Antragstellung. F¿r die Antragstellung wird vom SMS ein zeitlicher Aufwand von 

durchschnittlich drei Stunden je Antrag sowie eine durchschnittliche Inanspruchnahme 

von Beratungsleistungen durch die Verwaltung in einem Umgang von durchschnittlich 

15 Minuten je Antrag veranschlagt. F¿r weiter entfallende Rechtsbehelfsverfahren 

(ca. 12 % der verbeschiedenen Antrªge entspricht 336 Rechtsbehelfsverfahren) ist eine 

durchschnittliche Zeitersparnis von einer Stunde je Rechtsbehelfsverfahren anzusetzen. 

F¿r B¿rgerinnen und B¿rger kommt es zu einer Reduzierung des jªhrlichen 

Zeitaufwandes in Hºhe von -9.436 Stunden [(2.800 Antrªge x 3,25 Stunden) + 

(336 Rechtsbehelfsverfahren x eine Stunde)]. 

 

Zudem entfªllt Sachaufwand, da sich der Versand des Antrags er¿brigt und keine Kopien 

von vorzulegenden Nachweisen anzufertigen sind. Im Durchschnitt sind laut Angaben des 

SMS zehn unterschiedliche doppelseitige Nachweise einem Antrag beizuf¿gen. Bei 

einem angenommenen Kopierpreis von 0,10 Euro je Blatt entfallen Kopierkosten in Hºhe 

von 2 Euro (10 Nachweise/doppelseitig x 0,10 Euro/Blatt) je Antrag. Die Kosten f¿r das 

Porto betrªgt 1,80 Euro (GroÇbrief) je Antrag und 0,95 Euro (Standardbrief) f¿r 

Neufestsetzungen und Rechtsbehelfsentscheidungen. Insgesamt kommt es zu einer 

Reduzierung des jªhrlichen Sachaufwandes in Hºhe von -10.959 Euro [(2.800 Antrªge x 

3,80 Euro) + (336 Rechtsbehelfsverfahren x 0,95 Euro)]. 

 

Zu Artikel 16 ( nderung der Sªchsischen Ausbildungszuweisungsverordnung) 
 

F¿r Sch¿lerinnen und Sch¿ler entsteht ein Zeitaufwand von 3.334 Stunden pro Jahr f¿r 

die Zahlung des Schulgeldes und sonstiger Geb¿hren in zahlreichen Bildungsgªngen an 

Schulen in freier Trªgerschaft (6.668 Sch¿lerinnen und Sch¿ler x 30 Minuten / 

60 Minuten).  

 

Zu Artikel 18 ( nderung des Sªchsischen Schulgesetzes) 
 

Mit der vorgesehenen Regelung tritt eine nicht quantifizierte Entlastung dadurch ein, dass 

f¿r die Ferienbetreuung in der Regel kein Antrag der Eltern im Rahmen der 

Eingliederungshilfe mehr zu stellen ist.  
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2.2.2. Erf¿llungsaufwand f¿r die Wirtschaft 

 

Zu Artikel 4 ( nderung des Gesetzes zur Finanzierung des Ausbildungsverkehrs im 

¥ffentlichen Personennahverkehr) 

 

Das Bildungsticket wird k¿nftig auch Sch¿lerinnen und Sch¿lern des zweiten 

Bildungsweges angeboten. Bei den Verkehrsunternehmen kommt es zu einer Erhºhung 

der Antragszahlen beim Bildungsticket. Dies f¿hrt zu nicht quantifizierten jªhrlichen 

Auswirkungen auf den Erf¿llungsaufwand. 

 

Zu Artikel 8 ( nderung des Sªchsischen Gesetzes ¿ber Schulen in freier Trªgerschaft) 

 

F¿r Schultrªger, die bereits eine Schule in freier Trªgerschaft betreiben und einen 

weiteren Standort in einer anderen Gemeinde erºffnen wollen, kann eine 

Genehmigungspflicht statt einer Anzeigepflicht entstehen (wenn nicht Ä 4 Absatz 2 Satz 

2 Nummer 4 SªchsFrTrSchulG einschlªgig ist), welche mit einem nicht quantifizierten 

jªhrlichen Erf¿llungsaufwand einhergeht. 

 

Zu Artikel 11 und 12 ( nderung des Sªchsischen Landeserziehungsgeldgesetzes und 

 nderung des Sªchsischen Gesetzes zur Ausf¿hrung des Sozialgesetzbuches) 

 

Mit dem Wegfall des Landeserziehungsgeldes entfªllt f¿r die Wirtschaft der Aufwand f¿r 

das Ausstellen von Verdienstbescheinigungen f¿r die Antragstellenden und deren Ehe-

/Lebenspartner. Der jªhrliche Personalaufwand reduziert sich um -12.119 Euro 

[(2.800 Antrªge + 2.100 Antrªge Ehe-/Lebenspartner) x 10 Minuten / 60 Minuten x 

14,84 Euro pro Stunde Durchschnitt Bruttolohnkosten Wirtschaft f¿r alle 

Wirtschaftszweige, niedriges Qualifikationsniveau gemªÇ Anlage 2 VwV SªchsNKR]. 

 

Zu Artikel 16 ( nderung der Sªchsischen Ausbildungszuweisungsverordnung) 

 

F¿r die Wirtschaft (Schulen in Freier Trªgerschaft) entsteht ein Personalaufwand von 

344.469 Euro pro Jahr (6.668 Sch¿lerinnen und Sch¿ler x 1,5 Stunden x 34,44 Euro pro 

Stunde Bruttolohnkosten Erziehung und Unterricht, Durchschnitt Qualifikationsniveau 

gemªÇ Anlage 2 VwV SªchsNKR) f¿r den sch¿lerbezogenen Zahlungsvollzug. Der 

bisherige Aufwand f¿r die Antragstellung ist zu vernachlªssigen, weil sich die Mitteilung 
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der Sch¿lerzahlen an das Landesamt f¿r Schule und Bildung (LaSuB) auf die generelle 

ohnehin erhobene Stichtagsmeldung der Sch¿lerzahlen bezogen hat. 
 

2.2.3. Erf¿llungsaufwand f¿r die Verwaltung 

 

2.2.3.1. Erf¿llungsaufwand des Freistaates 

 

Zu Artikel 1 ( nderung der Sªchsischen Haushaltsordnung) 

 

Die  nderungen in Ä 7a, Ä 37 und Ä 50 SªHO f¿hren zu einer Reduzierung des jªhrlichen 

Personalaufwandes in Hºhe von -2.955 Euro [(-13,5 Stunden x 84,52 Euro 

Personalkostensatz Laufbahngruppe/Einstiegsebene LG/E 2.2 je Arbeitsstunde gemªÇ 

Anlage 2a VwV Kostenfestlegung) + (-30,5 Stunden x 59,49 Euro Personalkostensatz 

LG/E 2.1 je Arbeitsstunde)] und des jªhrlichen Sachaufwandes in Hºhe von -346 Euro 

(44 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde gemªÇ Anlage 2a VwV 

Kostenfestlegung). 

 

Zudem kommt es durch eine Absenkung der Stichprobenquote von 50% auf 

durchschnittlich 15% in Ä 44 SªHO-E bei einer konsequenten Umsetzung des 

Stichprobenverfahrens zu einer Reduzierung des jªhrlichen Personalaufwandes in Hºhe 

von -206.133 Euro (-3.465 Stunden x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je 

Arbeitsstunde) und des jªhrlichen Sachaufwandes in Hºhe von -27.270 Euro                                

(-3.465 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde gemªÇ Anlage 2a VwV 

Kostenfestlegung). 

 

Zu Artikel 4 ( nderung des Gesetzes zur Finanzierung des Ausbildungsverkehrs im 

¥ffentlichen Personennahverkehr) 

 

Das Bildungsticket wird k¿nftig auch Sch¿lerinnen und Sch¿lern des zweiten 

Bildungsweges angeboten. Im Rahmen der Antragstellung ist ein Schulnachweis von den 

Schulen des zweiten Bildungsweges auszustellen. Dies f¿hrt zu einem nicht 

quantifizierten jªhrlichen Personal- und Sachaufwand. 
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Zu Artikel 5 ( nderung des Gesetzes ¿ber das Kommunale Energie- und Klimabudget) 
 

Die Landkreise und kreisfreien Stªdte setzten Mittel aus dem KomEKG bei insgesamt 

439 Projekten ein. Davon sind noch 277 Projekte offen. Die Landesdirektion Sachsen 

(LDS) f¿hrt die Verwendungsnachweispr¿fung in Form einer Plausibilitªtspr¿fung durch 

und erstellt einen Gesamtbericht zum vergangenen Haushaltsjahr. Hierf¿r schªtzt das 

SMF einen Aufwand von 10 Arbeitstagen. Insofern entstehen ein einmaliger 

Personalaufwand in Hºhe von 6.762 Euro (80 Stunden x 84,52 Euro Personalkostensatz 

LG/E 2.2 je Arbeitsstunde) und ein einmaliger Sachaufwand in Hºhe von 630 Euro 

(80 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde). 

 

Zu Artikel 8 ( nderung des Sªchsischen Gesetzes ¿ber Schulen in freier Trªgerschaft) 
 

F¿r die Verwaltung vereinfacht sich einerseits die Pr¿fung, ob ein weiterer Standort in 

einer anderen Gemeinde der Errichtung einer Schule gleichsteht. Da in der Vergangenheit 

insgesamt eine einstellige Zahl an Anzeigen weiterer Standorte beim Landesamt f¿r 

Schule und Bildung eingegangen ist, ist andererseits davon auszugehen, dass der 

zusªtzliche Aufwand durch Genehmigungsverfahren, die ohne die neue Regelung nicht 

angefallen wªren, nur gering ist (Ä 4 SªchsFrTrSchulG-E). Gleiches gilt f¿r die Regelung, 

dass das Landesamt f¿r Verfassungsschutz k¿nftig eine ¦berpr¿fung gemªÇ Ä 2 Absatz 

2 Nummer 5 Sªchsisches Verfassungsschutzgesetz durchf¿hren kann, in Fªllen, in denen 

sie bislang keine solche Pr¿fung durchgef¿hrt hªtte (Ä 5 SªchsFrTrSchulG-E). Hierbei 

handelt es sich um absolute Ausnahmefªlle.  

 

Die Finanzierung von Wartefristen und der Wegfall der Nachfinanzierung erfolgt k¿nftig 

nur in 3 statt in 6 Finanzierungsbescheiden (Ä 13 SªchsFrTrSchulG-E). Dies f¿hrt zu einer 

Reduzierung des jªhrlichen Personalaufwandes in Hºhe von -11.913 Euro (-25 Fªlle x 

2,4 Stunden x 84,52 Euro Personalkostensatz LG/E 2.2 je Arbeitsstunde) + (-25 Fªlle x 

4,6 Stunden x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je Arbeitsstunde)] und des 

jªhrlichen Sachaufwandes in Hºhe von -1.377 Euro (-25 Fªlle x 7 Stunden x 7,87 Euro 

Sachkosten je Arbeitsstunde). 

 

Zu Artikel 9 ( nderung des Sªchsischen Fºrderfondsgesetzes)  
 

Infolge der Streichung des Stadtentwicklungsfonds aus dem Sªchsischen 

Fºrderfondsgesetz entfallen beim SMIL und SMF jªhrliche Statistikpflichten gegen¿ber 
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dem Statistischen Landesamt und dem Statistischen Bundesamt, Zeitaufwªnde f¿r die 

Haushalts- und Vermºgensrechnung sowie Koordinierungs- und 

¦berwachungsaufgaben. Es kommt zu einer Reduzierung des einmaligen 

Personalaufwandes in Hºhe von -2.499 Euro (-42 Fªlle x eine Stunde x 59,49 Euro 

Personalkostensatz LG/E 2.1 je Arbeitsstunde) und des einmaligen Sachaufwandes in 

Hºhe von -331 Euro (-42 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde). 

Zudem entfallen Zeitaufwªnde der Sªchsischen Aufbaubank f¿r die Erstellung des 

Wirtschaftsplanes, monatliche Berichtspflichten der SAB gegen¿ber dem SMIL sowie 

gesonderte Vermºgensanlageaufgaben.  Es kommt zu einer Reduzierung des einmaligen 

Personalaufwandes in Hºhe von -1.862 Euro [(-3 Fªlle x 2,5 Stunden x 59,49 Euro 

Personalkostensatz LG/E 2.1 je Arbeitsstunde) + (-84 Fªlle x 0,2 Stunden x 59,49 Euro 

Personalkostensatz LG/E 2.1 je Arbeitsstunde) + (-7 Fªlle x eine Stunde x 59,49 Euro 

Personalkostensatz LG/E 2.1 je Arbeitsstunde)] und des einmaligen Sachaufwandes in 

Hºhe von -246 Euro (-31,3 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde). 

AuÇerdem entfªllt ein einmaliger Sachaufwand in Hºhe von -81.000 Euro f¿r die 

Verg¿tung der SAB. 

 

Gleichzeitig kommt es zu Aufwendungen bei SMIL und SAB f¿r die geplante 

zweckentsprechende Verausgabung der einstigen EU-Mittel in Form verlorener 

Zusch¿sse nach der FRL StBauE. Es entstehen ein einmaliger Personalaufwand in Hºhe 

von 19.473 Euro [(ein Fall x 45 Stunden x 84,52 Euro Personalkostensatz LG/E 2.2 je 

Arbeitsstunde) + (5 Fªlle x 45 Stunden x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je 

Arbeitsstunde) + (24 Fªlle x eine Stunde x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je 

Arbeitsstunde) + (36 Fªlle x 0,4 Stunden x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je 

Arbeitsstunde)] und ein einmaliger Sachaufwand in Hºhe von 2.427 Euro (308,4 Stunden 

x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde). 

  

Zu Artikel 10 (Gesetz zur Stªrkung der kommunalen Eigenverantwortung bei der 

Durchf¿hrung von Fºrderverfahren im Freistaat Sachsen [Sªchsisches 

Kommunaleigenverantwortungsstªrkungsgesetz ï SªchsKomEigVStªrkG]) 

 

Die  nderungen f¿hren zu nicht quantifizierten Auswirkungen auf den Erf¿llungsaufwand. 
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Zu Artikel 14 ( nderung des Sªchsischen Wªrmeplanungsunterst¿tzungsgesetzes) 

 

Das SMF schªtzt f¿r die Zahlung des sog. Vorreiter-Bonus einen einmaligen 

Personalaufwand in Hºhe von 7.729 Euro (0,08 VZ  LG/E 2.1, 96.614,38 Euro) und einen 

einmaligen Sachaufwand in Hºhe von 1.022 Euro.  

 

Zu Artikel 16 ( nderung der Ausbildungszuweisungsverordnung) 

 

Die  nderungen f¿hren zu einer Reduzierung des jªhrlichen Personalaufwands in Hºhe 

von -841 Euro [(7 Berufsfachschulen x -40 Minuten / 60 Minuten x 84,52 Euro 

Personalkostensatz LG/E 2.2 je Arbeitsstunde gemªÇ Anlage 2a VwV Kostenfestlegung) 

+ (7 Berufsfachschulen x -80 Minuten / 60 Minuten x 47,88 Euro Personalkostensatz LG/E 

1.2 je Arbeitsstunde gemªÇ Anlage 2a VwV Kostenfestlegung)] und des jªhrlichen 

Sachaufwands in Hºhe von -110 Euro (-14 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je 

Arbeitsstunde gemªÇ Anlage 2a VwV Kostenfestlegung).  

 

Zu Artikel 17 ( nderung des Sªchsischen Sparkassengesetzes) 

 

Sofern durch die Anteilseigner der Sachsen-Finanzgruppe von der Mºglichkeit Gebrauch 

gemacht wird, die Sachsen-Finanzgruppe auf die zuletzt verbliebene Verbundsparkasse 

zu verschmelzen, entstehen beim SMF und SMI ein einmaliger Personalaufwand in Hºhe 

von 1.690 Euro (20 Stunden x 84,52 Euro Personalkostensatz LG/E 2.2 je Arbeitsstunde) 

und ein einmaliger Sachaufwand in Hºhe von 157 Euro (20 Stunden x 7,87 Euro 

Sachkosten je Arbeitsstunde). 

 

Zu Artikel 18 ( nderung des Sªchsischen Schulgesetzes) 

 

Beim Landesamt f¿r Schule und Bildung und 52 Schulen mit dem Fºrderschwerpunkt 

geistige Entwicklung entsteht ein einmaliger Erf¿llungsaufwand in Hºhe von 1.263 Euro. 

 

Zu Artikel 20 ( nderung des Sªchsischen Verwaltungsorganisationsgesetzes) 

 

Durch die Eingliederung von ZEFAS und DiAS in das SMWA kommt es zu einer nicht 

quantifizierten Reduzierung des jªhrlichen Personal- und Sachaufwandes. 
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Zu Artikel 21 ( nderung des Sªchsischen Beamtengesetzes) 

 

Die Fortf¿hrung der Verg¿tung von Mehrarbeit f¿r Unterrichtstªtigkeit der Lehrkrªfte 

anstelle der Gewªhrung von Freizeitausgleich bis zum 31. Juli 2029 f¿hrt bei 

Schulleitungen, Schulreferenten und Personalreferaten zu einem einmaligen 

Personalaufwand in Hºhe von 896.097 Euro (6.700 Fªlle x 3 Minuten / 60 Minuten x 84,52 

Euro Personalkostensatz LG/E 2.2 je Arbeitsstunde x 19 Monate) + (6.700 Fªlle x 130 

Sekunden / 3.600 Sekunden x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je Arbeitsstunde 

x 19 Monate) + (6.700 Fªlle x 50 Sekunden / 3.600 Sekunden x 47,88 Euro 

Personalkostensatz LG/E 1.2 je Arbeitsstunde x 19 Monate) und einem einmaligen 

Sachaufwand in Hºhe von 100.185 Euro (12.730 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je 

Arbeitsstunde). 

 

2.2.3.2. Erf¿llungsaufwand der Kommunen 

 

Zu Artikel 5 ( nderung des Gesetzes ¿ber das Kommunale Energie- und Klimabudget) 

 

F¿r die Landkreise und kreisfreien Stªdte setzten Mittel aus dem KomEKG bei insgesamt 

439 Projekten ein. Davon sind noch 277 Projekte offen. Durchschnittlich entfallen auf die 

13 Landkreise und kreisfreien Stªdte damit je 21 Projekte. Der geschªtzte Aufwand f¿r 

die Erbringung der Verwendungsnachweispr¿fungen pro Zuweisungsempfangendem 

betrªgt 5 Arbeitstage. Insofern entstehen ein einmaliger Personalaufwand in Hºhe von 

30.935 Euro (40 Stunden x 59,49 Euro Personalkostensatz 

Laufbahngruppe/Einstiegsebene LG/E 2.1 je Arbeitsstunde gemªÇ Anlage 2a VwV 

Kostenfestlegung x 13 Landkreise und kreisfreie Stªdte) und ein einmaliger Sachaufwand 

in Hºhe von 4.092 Euro (40 Stunden x 13 x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde gemªÇ 

Anlage 2a VwV Kostenfestlegung). 

 

Zu Artikel 10 (Gesetz zur Stªrkung der kommunalen Eigenverantwortung bei der 

Durchf¿hrung von Fºrderverfahren im Freistaat Sachsen [Sªchsisches 

Kommunaleigenverantwortungsstªrkungsgesetz ï SªchsKomEigVStªrkG]) 

 

Die  nderungen f¿hren zu nicht quantifizierten Auswirkungen auf den Erf¿llungsaufwand. 
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Zu Artikel 11 und 12 ( nderung des Sªchsischen Landeserziehungsgeldgesetzes und 

 nderung des Sªchsischen Gesetzes zur Ausf¿hrung des Sozialgesetzbuches) 

 

Die Verwaltung muss ihr Fachverfahren umstellen. Hierf¿r fªllt ein einmaliger 

Sachaufwand in Hºhe von 105 Euro an. F¿r die Erstellung eines Programmierauftrages 

zur  nderung der Fachanwendung mit Testlauf entsteht zudem ein einmaliger 

Personalaufwand in Hºhe von 59 Euro. 

 

Mit dem AuÇerkrafttreten des Sªchsischen Landeserziehungsgeldgesetzes entfªllt die 

Verbescheidung von Antrªgen nebst mºglicher Pr¿fung von Neufeststellungen und 

Rechtsbehelfsverfahren. F¿r die Antragsbearbeitung (incl. Beratung) ist ein 

durchschnittlicher Zeitaufwand von einer Stunde f¿r Bedienstete der ersten 

Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 anzusetzen. F¿r entfallende Neufeststellungen 

bzw. Rechtsbehelfsverfahren (12 % der Antrªge entspricht 336 Neufeststellungen 

/Rechtsbehelfsverfahren) wird ein Zeitaufwand von 1,5 Stunden f¿r Bedienstete der 

ersten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 angenommen. In Folge dessen kommt es 

zu einer Reduzierung des jªhrlichen Personalaufwandes in Hºhe von -196.557 Euro 

(2.800 Antrªge x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je Arbeitsstunde) + 

(336 Verfahren x 1,5 Stunden x 59,49 Euro Personalkostensatz LG/E 2.1 je 

Arbeitsstunde). Die Sachkosten f¿r Porto und B¿robedarf belaufen sich auf 1,30 Euro je 

Bescheid; der Wegfall f¿hrt zu einer Reduzierung des jªhrlichen Sachaufwandes in Hºhe 

von -4.077 Euro (3.136 Bescheide x 1,30 Euro). 

 

Bei den kommunalen Stellen, die Bescheinigungen als Nachweise zur Antragstellung aus-

geben, entfªllt die Erstellung von Haushalts- bzw. Meldebescheinigungen f¿r das Kind, 

ebenso bei Bedarf die Erstellung einer Bescheinigung der Auslªnderbehºrde. F¿r die 

Erstellung einer Bescheinigung wird ein Zeitaufwand von 10 Minuten mit einem 

Stundensatz f¿r Bedienstete der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 

angenommen. F¿r Meldebescheinigungen f¿r Kinder sind 2.800 Bescheinigungen 

anzusetzen. Bescheinigungen der Auslªnderbehºrde sind ergªnzend bei ca. 15 % der 

Antrªge (420 Antrªge) erforderlich. Insgesamt kommt es zu einer Reduzierung des 

jªhrlichen Personalaufwandes in Hºhe von -25.696 Euro [(2.800 Antrªge + 420 Antrªge) 

x 10 Minuten / 60 Minuten x 47,88 Euro Personalkostensatz LG/E 1.2 je Arbeitsstunde 

gemªÇ Anlage 2a VwV Kostenfestlegung] und des jªhrlichen Sachaufwandes in Hºhe 
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von -4.224 Euro [(2.800 Antrªge + 420 Antrªge) x 10 Minuten / 60 Minuten x 7,87 Euro 

Sachkosten je Arbeitsstunde gemªÇ Anlage 2a VwV Kostenfestlegung]. 

 

Zu Artikel 17 ( nderung des Sªchsischen Sparkassengesetzes) 

 

Sofern durch die Anteilseigner der Sachsen-Finanzgruppe von der Mºglichkeit Gebrauch 

gemacht wird, die Sachsen-Finanzgruppe auf die zuletzt verbliebene Verbundsparkasse 

zu verschmelzen, entstehen bei den Anteilseignern der Sachsen-Finanzgruppe, der 

Sachsen-Finanzgruppe und der zuletzt verbliebenen Verbundsparkasse ein einmaliger 

Personalaufwand in Hºhe von 70.997 Euro (840 Stunden x 84,52 Euro 

Personalkostensatz LG/E 2.2 je Arbeitsstunde) und ein einmaliger Sachaufwand in Hºhe 

von 280.611 Euro (840 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten je Arbeitsstunde) + 

(274.000 Euro externe Kosten). 

Demgegen¿ber entfallen nach Angaben der Sachsen-Finanzgruppe mit der 

Verschmelzung die Verwaltungsaufwendungen der Sachsen-Finanzgruppe in Hºhe von 

jªhrlich -360.000 Euro Personalaufwendungen und -840.000 Euro Sachaufwendungen. 
 

Zu Artikel 18 ( nderung des Sªchsischen Schulgesetzes) 

 

Bei der kommunalen Ebene entsteht als Trªger der Schulen mit dem Fºrderschwerpunkt 

geistige Entwicklung ein einmaliger Erf¿llungsaufwand in Hºhe von 88 Euro. Gleichzeitig 

werden die Trªger der Eingliederungshilfe der Landkreise und Kreisfreien Stªdte in nicht 

quantifizierter Hºhe entlastet. 

 

2.3. Weitere Wirkungen 

 

Zu Artikel 8 ( nderung des Sªchsischen Gesetzes ¿ber Schulen in freier Trªgerschaft) 

F¿r Schultrªger, die bereits eine Schule in freier Trªgerschaft betreiben und einen 

weiteren Standort in einer anderen Gemeinde erºffnen wollen, kann mºglicherweise eine 

Genehmigungspflicht statt einer Anzeigepflicht entstehen (wenn nicht Ä 4 Absatz 2 Satz 2 

Nummer 4 SªchsFrTrSchulG einschlªgig ist), welche mit Verwaltungsgeb¿hren in Hºhe 

von 3.500 Euro verbunden ist. 

 

 

 



 

 

 
Seite 13 von 13 

Zu Artikel 11 und 12 ( nderung des Sªchsischen Landeserziehungsgeldgesetzes und 

 nderung des Sªchsischen Gesetzes zur Ausf¿hrung des Sozialgesetzbuches) 

Mºgliche Auswirkungen auf eine erhºhte Inanspruchnahme von staatlich gefºrderten 

Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflegen kºnnen nicht ermittelt werden. 

 

Zu Artikel 16 ( nderung der Sªchsischen Ausbildungszuweisungsverordnung) 

F¿r Sch¿lerinnen und Sch¿ler entstehen Kosten von rund 6,1 Mio. Euro pro Jahr f¿r die 

Zahlung von Schulgeld in zahlreichen Bildungsgªngen an Schulen in freier Trªgerschaft.  

 

3. Bewertung durch den Sªchsischen Normenkontrollrat 

 

Der Sªchsische Normenkontrollrat bittet um eine Anpassung der Darstellung des 

Erf¿llungsaufwandes.  

 

Unter dem Gesichtspunkt des B¿rokratieabbaus und der besseren Rechtsetzung regt der 

Sªchsische Normenkontrollrat hinsichtlich der Neuregelung des Gesetzes ¿ber 

Fºrdermitteldatenbanken im Freistaat Sachsen (Artikel 7) an, in Zukunft eine LLM-KI f¿r 

die Erstellung von Fºrderrichtlinien einzusetzen. 

 

 

 
gez. Munz                                        gez. Thum 
Vorsitzende                                       Berichterstatter 
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Insgesamt wird darauf hingewiesen, dass die Zuschüsse des Freistaates die Ausgaben der 
Landkreise in diesem Bereich bei weitem nicht decken und die Diskrepanz zu den tatsächlichen 
Ausgaben aufgrund der erheblichen Kostensteigerungen für Personal und Betriebsmittel kon-
tinuierlich zunimmt. Die bis dato geltende jährliche Dynamisierung des Festbetrages nach § 1 
Satz 1 ÖPNVFinAusG um 1,8 % gegenüber dem Vorjahr verkennt die tatsächliche und künftig 
zu erwartender Kostenentwicklung im ÖPNV-Sektor. 
 
Der Sächsische Landkreistag stimmt einer Erhöhung des Höchstbetrages für das Bildungsticket 
zu. Allerdings ist aus den dem SMIL vorliegenden fachlich fundierten Berechnungen ersicht-
lich, dass eine Preisanpassung auf 21 Euro erforderlich wäre, zum Zeitpunkt der Wirksamkeit 
Schuljahresbeginn 2027/28 fortgeschrieben auf 24 Euro. 
 
Zumindest sollte der neu festgelegte Höchstbetrag dynamisiert werden. So könnte ein Kos-
tenindex zur Preisfortschreibung ähnlich dem für das Deutschlandticket festgelegt werden. 
Der Erweiterung des Berechtigtenkreises des Bildungstickets wird entsprechend der fachli-
chen Absprachen zugestimmt, wenn auch anzumerken ist, dass bei den Teilnehmern von 
Abendoberschulen, Abendgymnasien und Kollegs ein Nutzerkreis vorliegt, bei dem entspre-
chende Einkünfte aus Arbeit vorhanden sind oder generiert werden können und eine derartige 
Schüler-Vergünstigung deshalb nicht begründet ist. 
 
Entschieden abgelehnt wird die geplante Aufteilung der Mehreinnahmen beim Bildungsticket 
im Verhältnis 60 zu 40. Die damit einhergehende Kürzung der staatlichen Ausgleichsbeträge 
um 40 % ist für die kommunale Ebene nicht tragbar. Der ÖPNV war in den vergangenen Jahren 
mit drastischen Kostensteigerungen konfrontiert. Allein um diese enormen Defizite aufzufan-
gen, werden die durch die Ticketpreiserhöhung generierten Mittel dringend und vollständig 
vor Ort benötigt - insbesondere vor dem Hintergrund, dass gleichzeitig der Berechtigtenkreis 
erweitert wird. Wir fordern daher den vollständigen Verbleib der Mehreinnahmen auf kom-
munaler Ebene. 
 
Zudem hat der Freistaat den Start des Bildungstickets seinerzeit mit einem jährlichen Zuschuss 
in Höhe von 50 Millionen Euro auch medial stark orchestriert. Die Organisatoren vor Ort haben 
sich der Verantwortung gestellt und das Bildungsticket zu einem Erfolg geführt. Mithin sind 
die Mehreinnahmen aus den Ticketverkäufen vollständig der kommunalen Ebene zuzuweisen.  
 
Wir bitten um Berücksichtigung unserer Stellungnahme im weiteren Verfahren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Müller 
Stellvertretende Geschäftsführerin 
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Sächsisches Staatsministerium für  
Infrastruktur und Landesentwicklung  
Referatsleiter Referat 62 
Öffentlicher Personennahverkehr 
Herrn Stephan Gerstenberg 
Archivstraße 1 
01097 Dresden 

 
 
Anhörung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des 
ÖPNVFinAusG; hier: Artikel 13 des Haushaltsbegleitgesetzes 2027/2028  
 
 
Sehr geehrter Herr Gerstenberg, 
 
für die Übersendung des oben bezeichneten Gesetzentwurfs der Staatsregierung zur 
Änderung des ÖPNVFinAusG und die Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir 
Ihnen. 
 
Unsere Stellungnahme steht unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung unserer 
Gremien. Sofern sich aus der Gremienbefassung Änderungen oder Ergänzungen 
unserer Stellungnahme ergeben, werden wir Sie darüber umgehend informieren. 
 
Der Gesetzentwurf wird aus den folgenden Gründen abgelehnt: 
 
1. Ausbildungsverkehr 
 
Zwar ist die Dynamisierung des Festbetrages nach § 1 Absatz 1 Satz 1 ÖPNVFinAusG 
um 1,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr zu begrüßen.  
 
Gesamtumfänglich betrachtet ist diese Dynamisierung aber nicht ausreichend für eine 
auskömmliche Finanzierung des Schüler- und Ausbildungsverkehrs aufgrund der 
erheblichen Kostensteigerungen der Verkehrsunternehmen. Zudem waren die vom 
Freistaat Sachsen zur Verfügung gestellten Mittel zur Finanzierung der Schüler- und 
Ausbildungsverkehre bereits in den letzten Jahren nicht auskömmlich. 
 
Beispielsweise würde die Landeshauptstadt Dresden bei Fortschreibung der 
Landesmittel analog dem VVO-Tarif (+34 Prozent zwischen 2021 und 2026) rund  
15 Mio. Euro Ausgleichsmittel erhalten (Ist 2026: 10,2 Mio. Euro, 2027: voraussichtlich 
ca. 10,7 Mio. Euro). 

Bearbeiter /in: Kathrin Seubert  
Telefon: +49 351 8192-130 
E-Mail: Kathrin.Seubert@ssg -sachsen.de  
Homepage: www.ssg -sachsen.de   
Gesch äftszeichen : 797.74-5549/2026 
Ihr Zeichen :  
 
 
 
Dresden, 08.06.2026 
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http://www.ssg-sachsen.de/


 

Seite 2 von 3 

 
Die Dynamisierung muss daher kostendeckend in Höhe der tatsächlichen Inflation 
oder zumindest in Höhe der tatsächlich durchgeführten Tarifsteigerung erfolgen. Denn 
die Ausgleichszahlungen dienen der Finanzierung der Differenz zwischen dem 
ermäßigten Fahrpreis und dem Normaltarif. Mit jeder durchgeführten Tarifsteigerung 
wächst der Differenzbetrag zwischen beiden Tarifprodukten, wobei der Ausgleich 
bislang nur geringfügig dynamisiert wird. 
 
Auch der Koalitionsvertrag der 8. Legislatur 2024 bis 2029 legt die Bereitstellung von 
Ausgleichszahlungen fest, die der tatsächlichen Kostenentwicklung gerecht werden 
und dynamisiert sind.  
 
2. Bildungsticket 
 
Hinzukommt, dass der Ausgleichsbetrag für das Bildungsticket in § 1 Absatz 1a  
Satz 1 ÖPNVFinAusG von bisher 50 Mio. Euro pro Jahr in 2027 auf 48,34 Mio. Euro 
und ab 2028 auf 46 Mio. Euro abgesenkt wird.  
 
Da die Berechnung der Verteilung unter Zugrundelegung statistischer Daten (Schüler-
zahlen) für das Schuljahr 2025/2026 erfolgt, sind die konkreten Beträge leider noch 
nicht im Gesetzentwurf aufgeführt, sodass die konkreten Auswirkungen derzeit nicht 
bewertbar sind.  
 
Auf der Grundlage bisheriger Berechnungen des SMIL führt die Absenkung aber 
bereits zu Verlusten für die Kreisfreien Städte von vorauss. insges.677.101 Euro für 
2027 und von vorauss. insges. 1.354.203 Euro ab 2028. 
 
Eine Reduzierung des Ausgleichsbetrages zum Bildungsticket lehnen wir strikt ab und 
verweisen auf gestiegene ÖPNV-Kosten und grundsätzlich verringerte Steuerungs-
möglichkeiten der Einnahmen im gesamten ÖPNV durch zentral vorgegebene Tickets 
(wie Deutschlandticket und Bildungsticket).  
 
Die Dynamisierung der Landesmittel ist somit zusätzlich zur Preisanhebung 
erforderlich, da die Kostensteigerung in den vergangenen Jahren bereits allein von 
den Verkehrsunternehmen bzw. kommunalen Aufgabenträgern zu leisten waren. Es 
wird diesbezüglich auf die fehlende Dynamisierung des Bildungstickets seit seiner 
Einführung im Jahr 2021 trotz allgemeiner Preissteigerungen verwiesen.  
 
Die Preisanpassung wird somit benötigt, um die nachweislich gestiegenen 
Betriebskosten zu kompensieren und die Finanzierung durch die Aufgabenträger zu 
sichern.  
 
Die Reduzierung des Ausgleichsbetrages würde daher zwingend eine höhere 
Preisanpassung des Bildungstickets erfordern. 
 
Deshalb ist die Anpassung beim Höchstpreis für das Bildungsticket auf 19 Euro pro 
Monat ab dem 1. August 2027 nicht ausreichend und zu spät.  
 
Es bedarf somit einer Anpassung bereits zum Schuljahr 2026/2027. 
 



 

Seite 3 von 3 

Zum Schuljahr 2027/2028 sollte dann ein kostendeckender Preis von 24 Euro für das 
Bildungsticket gelten. 
 
Bleibt es bei der jetzigen Regelung, sind zur Aufrechterhaltung der Schüler- und 
Ausbildungsverkehr aufgrund der unzureichenden Landesfinanzierung weitere 
Zahlungen aus den ohnehin schon sehr stark belasteten kommunalen Haushalten an 
die Verkehrsunternehmen zu leisten. Alternativ sind Angebotsreduzierungen 
unumgänglich. 
 
3. Fazit: 
 
Es ist eine Finanzierung des Schüler- und Ausbildungsverkehrs durch den Freistaat 
Sachsen erforderlich, der den tatsächlichen Kosten gerecht wird. 
 
Wir bitten Sie, unsere Anregungen und Hinweise im weiteren Verfahren zu 
berücksichtigen und stehen für Rückfragen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Mischa Woitscheck 
Geschäftsführer 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und bedarf keiner Unterschrift oder Signatur.  
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Stellungnahme zur beabsichtigten Änderung des ÖPNVFinAusG 
Ihre Nachricht vom: 22.05.2026 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken Ihnen für die Möglichkeit, im Rahmen der Anhörung zur beabsichtigten 
Änderung des Gesetzes zur Finanzierung des Ausbildungsverkehrs im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNVFinAusG) Stellung nehmen zu können. 

Die wirtschaftliche Lage des öffentlichen Personennahverkehrs im Freistaat Sachsen stellt 
sich weiterhin als angespannt dar. Die anhaltend steigenden Aufwendungen für Material, 
Energie und Personal führen zu einer zunehmenden finanziellen Belastung der 
Verkehrsunternehmen. Gleichzeitig sind die kommunalen Aufgabenträger durch 
zusätzliche Aufgaben und strukturelle Mehrbelastungen in ihren Haushalten erheblich 
eingeschränkt und nicht in der Lage, zusätzliche Finanzierungsbeiträge für den ÖPNV zu 
erbringen. Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass eine konkrete Gefährdung der 
Aufrechterhaltung des bestehenden ÖPNV -Angebots aufgrund unzureichender 
finanzieller Rahmenbedingungen besteht.  

Gern möchten wir vor diesem Hintergrund die Gelegenheit nutzen, um auf folgende 
Aspekte hinzuweisen: 

Dynamisierung des Festbetrages nach § 1 I S. 1 ÖPNVFinAusG 

Wir begrüßen eine Dynamisierung des Festbetrags, allerdings wird diese in Höhe von 1,8 
Prozent aus unserer Sicht den tatsächlichen Entwicklungen nicht gerecht. Weder 
inflationsbedingte Mehrbelastungen noch die hohen Preissteigerungen werden so 
ausgeglichen. Ohne bedarfsgerechte Ausgestaltung erfolgt faktisch eine Weitergabe des 
Finanzierungsdefizits an die kommunalen Aufgabenträger. Uns ist dabei bewusst, dass der 
Festbetrag nach ÖPNVFinAusG dazu dient, Mehrbedarfe im Ausbildungsverkehr 
auszugleichen. Die allgemeinen Kostensteigerungen, die die Branche insgesamt betreffen, 
wirken jedoch in gleicher Weise auch im Ausbildungsverkehr . Folglich bildet  die 
gegenwärtig vorgesehene Dynamisierung den tatsächlichen Finanzierungsbedarf auch in 
diesem Segment nicht ausreichend ab.  

Wir regen daher an, den Dynamisierungsbetrag wirkungsvoll zu erhöhen. 

8. Juni 2026 

 









Würdigung der Anhörungsergebnisse durch das Staatsministerium für Infrastruktur und Landesentwicklung 

 

Eine höhere Dynamisierung der Mittel nach § 1 Absatz 1 bzw. 1 a ÖPNVFinAusG 
ist aufgrund der schwierigen Haushaltslage nicht möglich. 
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des § 3 Abs. 4 S. 5 gemeint sein sollten, wäre ein deutlicher Bezug wünschenswert, 
damit sichergestellt werden kann, dass die entsprechenden Löschfristen auch eingehal-
ten werden. 
 
§ 4 SächsFöDaG (neu) 
 
§ 4 enthält Regelungen zu einem neuen IT-Verfahren, dem Förderrichtlinien-Editor. Ins-
besondere werden Zuständigkeit, Aufgabe und Zweck, die Datenverarbeitungsgrundlage 
sowie der Zugang zu diesem Programm geregelt.  
 
Soweit in diesem Rahmen auch KI genutzt, bzw. zur Verfügung gestellt werden soll, ent-
spricht diese Regelung nicht den Anforderungen an eine Rechtsgrundlage zu Entwick-
lung, Trainieren, Validieren oder Testen von KI-Modellen oder KI-Systemen. Soweit eine 
Einführung von z.B. Large Language Modellen geplant ist, müsste daher eine Überar-
beitung der Regelung erfolgen.  
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
Gez. 
Laura Jahn 
Referentin 
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Tel.: 0351-564 699 30
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katja.scharnagel@smk.sachsen.de

17. Juni 2026

Stellungnahme Änderung des Sächsischen Gesetzes über Schulen in 
freier Trägerschaft im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 2027/2028

Sehr geehrter Herr Glowka,

der Landesbildungsrat (LBR) nimmt hiermit zum vorliegenden Entwurf des Artikel 9 des
Haushaltsbegleitgesetzes 2027/2028 Stellung:

1. Allgemein
Die Änderungen des SächsFrTrSchulG, welche die Finanzierung der Schulen in freier
Trägerschaft (SifT) betreffen, bedürfen auch nach dem vom SMK selbst in Auftrag gege-
benen Gutachten von Redeker|Sellner|Dahs der Überprüfung, ob dadurch die vom Ver-
fassungsgerichtshof mit seinem Urteil Vf. 25-II-12 vom 15.11.2013 gestellten Anforderun-
gen zur Umsetzung Artikel 102, insbesondere Abs.4, der Sächsischen Verfassung nach
wie vor erfüllt sind. Eine solche Abwägung wird nicht erbracht, weshalb alle diesbezügli-
chen Änderungen des SächsFrTrSchulG abzulehnen sind.

Insbesondere durch die Veränderung der Wartefristregelung im allgemeinbildenden Be-
reich scheint die Intention verbunden zu sein, Schulgründungen oder Standorterweiterun-
gen zu erschweren. Da Schulen in freier Trägerschaft immer nur dort entstehen und Be-
stand haben, wo es den ausreichenden Elternwillen gibt, sehen wir hier einen Eingriff, der
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sich weniger gegen die freien Schulträger als vielmehr gegen den Elternwillen richtet.
Dies ist ebenfalls verfassungsmäßig bedenklich und kann von uns auch deshalb nicht ge-
tragen werden. Es ist in der Praxis auch nicht so, dass SifT das kommunale Schulnetz
aushöhlen und in Zeiten des Schülerrückganges in nennenswertem Umfang geschlos-
sene staatlich-kommunale Schulen weiterbetreiben bzw. sich an deren Stelle gründen.
Die Statistik der Schulschließungen und -gründungen für die Zeit des ersten Schülerzah-
leinbruchs um die Jahrtausendwende zeigt, dass wohl einzelne medial breit bediente
Fälle die subjektive Wahrnehmung stark verzerrt haben. Insofern ist die Einschränkung
des Elternwillens auch vor diesem Hintergrund unnötig.

Hinsichtlich der Begründung zu den finanziellen Kürzungen gibt der Landesbildungsrat zu
bedenken, dass die Sächsische Verfassung in Artikel 102 Abs. 2 über das Grundgesetz
hinaus nicht nur „Privatschulfreiheit“ gewähren will, sondern das Schulwesen in freier Trä-
gerschaft gleichberechtigt und gleichwertig, und wie das Verfassungsgericht schreibt
„ohne dass ein Vorrang des Einen oder Anderen besteht“, an die Seite des öffentlichen
Schulwesens stellt. Da alle Kürzungen an den staatlich-kommunalen Schulen über die
Regelungen des § 14 SächsFrTrSchulG gleichermaßen die Schulen in freier Trägerschaft
erreichen, müssen einseitige Kürzungen bei diesen als Verstoß gegen den Grundsatz in
Artikel 102 Abs. 2 betrachtet werden.

Abgesehen davon wird die besondere Betrachtung der berufsbildenden Schulen begrüßt.

Den redaktionellen Änderungen wird allgemein zugestimmt, ohne dies unter 2) erneut auf-
zuführen.

2. Im Einzelnen

2.1 Zu Nr. 1 (§ 4 Abs. 2 SächsFrTrSchulG)

Es ist schwer nachvollziehbar, warum Nr. 4 Abs. 4 nicht ausreichend ist, um zu entschei-
den, ob es sich bei einer Außenstelle um eine Schulgründung handelt. Die neue Regelung
in Nr. 5 erscheint insofern überflüssig und wird auch nicht zur Entlastung der Verwaltung
führen, weil ohnehin die überwiegende Mehrzahl der Schulgründungen die Erweiterung
berufsbildender Schulen betrifft und die Beantragung einer Außenstelle nur selten stattfin-
det. Die Regelung kann zur Ungleichbehandlung von Schulen in großstädtischen Bal-
lungsräumen und im ländlichem Raum führen, da sie im Fall, dass sich das Einzugsgebiet
nicht ändert, im städtischen Raum keine Wartefrist aufleben lässt, im ländlichen Raum bei
Ansiedlung in der benachbarten Gemeinde schon.

Anzusprechen ist  aber hinsichtlich § 13 Abs. 3 Satz 3, dass sowohl von Seiten der Wirt-
schaft als auch der freien Schulträger die Herausnahme von § 4 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 aus
der Wartefristregelung für bewährte Schulträger angeregt bzw. verlangt wird. Die jetzige
Regelung führt zu hohem Verwaltungsaufwand, bläht die statistische Zahl von Schulgrün-
dungen auf, hat oftmals Schulfremdenprüfungen für die ersten Absolventenjahrgänge zur
Folge und wird insgesamt der Dynamik im Bereich der beruflichen Bildung nicht gerecht.
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2.2 Zu Nr. 2 (§ 5 Abs. 3 SächsFrTrSchulG)

Die Neufassung des Absatz 3 ist angesichts der politischen Entwicklungen angezeigt und
wird mitgetragen.

Die Ergänzung im neuen Absatz 4 scheint sehr unbestimmt formuliert und geht damit
nicht über die bestehende Regelung hinaus, nach der in begründeten Fällen bereits jetzt
Honorarkräfte eingesetzt werden können. Sie ist mithin entbehrlich. Das Risiko der Nach-
zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen trägt der Schulträger. Die Schulverwaltung
kann Kriterien für die Zulassung von Honorarkräfte festlegen und den Trägern zur Verfü-
gung stellen. Konkret wird es so oder so eine Einzelfallprüfung sein.

2.3 Zu Nr. 3 (§ 13 SächsFrTrSchulG)

Da Kürzung der Zuschüsse in der Wartefrist (Absatz 3 Satz 2 und 3) um 20 Prozent eine
erhebliche Veränderung der Bezuschussung darstellt, fällt sie unter den Verfassungsvor-
behalt und wird ohne Prüfung der Verfassungsmäßigkeit abgelehnt.

Der Änderung in Absatz 5 wird zugestimmt.

2.4 Zu Nr. 4 (§ 14 SächsFrTrSchulG)

Wie oben dargelegt, werden die Änderungen in c) und d) abgelehnt. Was die Rundung
der Eurobeträge betrifft, so gibt es eine Diskrepanz zwischen Synopse und Referenten-
entwurf.

2.5 Zu Nr. 5 (§ 20 SächsFrTrSchulG)

Die Änderungen sind sämtliche redaktionell (auch die Ausbringung von Ausschussfristen
war schon ermächtigt) und werden mitgetragen.

Für die Zukunft wünscht sich der Landesbildungsrat, in entsprechende Gesetzesvorhaben 
wie vereinbart schon vor Erstellung eines Referentenentwurfes eingebunden zu werden. 
Eine wirkliche Beratung ist nach Vorliegen eines schon fertigen Normenentwurfes im 
Grunde nicht mehr gegeben, sondern reduziert sich auf eine Stellungnahme, die direkt 
betroffene Mitglieder des LBR ohnehin abgeben.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Siegfried Kost
Vorsitzender Landesbildungsrat Sachsen














































































































































































